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1. Einleitung 

Die Verbrechen während der nationalsozialistischen Diktatur prägen bis heute in Deutsch-
land das Bewusstsein der Menschen und ihre Wahrnehmung von Geschichte. Das gilt 
nicht zuletzt für den Schulunterricht, in dem nicht nur im Fach Geschichte immer wieder 
Bezüge zu dieser dunklen Phase der deutschen Geschichte hergestellt werden. 

Als „Königsweg“ der Auseinandersetzung mit dem Nationalsozialismus und seinen Folgen 
hat sich dabei die Beschäftigung mit den Berichten von Zeitzeugen erwiesen, die in dieser 
Zeit auf unterschiedliche Weise zu Opfern wurden. Gerade für Schülerinnen und Schüler, 
die einem nüchternen historischen Zugang zu diesem Thema eher verschlossen gegen-
überstehen, bieten sich hier Anknüpfungspunkte, die über Empathie und Mitgefühl zu ei-
nem reflektierten Geschichtsbewusstsein führen können. Doch Zeitzeugen stehen bis auf 
wenige Ausnahmen heute nicht mehr zur Verfügung; aus der Zeitgeschichte der Jahre 
1933 bis 1945 wird zunehmend Geschichte.  

Daher werden die überlieferten, vielfach noch in Archiven lagernden Quellen wichtiger. 
Auch hier bietet ein biographischer Zugang besondere Chancen, Schülerinnen und Schüler 
zu erreichen – gerade, wenn unmittelbare, persönliche und authentische Quellen im Un-
terricht eingesetzt werden. So können eine Brücke zwischen dem unmittelbaren Erlebnis 
einer Zeitzeugenbefragung und dem mittelbaren Eindruck einer „Entschlüsselung“ authen-
tischer Hinterlassenschaften und Spuren gebaut und eine entsprechende „Nähe“ herge-
stellt werden. 

Ein weiteres kommt hinzu: Der Nationalsozialismus wirkt aufgrund seiner umfassenden 
und oftmals auch fächerübergreifenden Behandlung im Unterricht häufig polarisierend: 
Während einige Schülerinnen und Schüler immer wieder interessiert und empathisch rea-
gieren, stehen andere dem Thema widerstrebend gegenüber, weil sie sich aufgrund der 
wiederholten Behandlung sowohl in den sprachlichen als auch den gesellschaftswissen-
schaftlichen Fächern überfrachtet fühlen.  

Besondere Chancen für eine im Sinne des Wortes „unvermittelte“ Befassung mit histori-
schen Quellen bietet die Archivpädagogik. Im Unterschied zu dem begrenzten und gekürz-
ten Angebot in Schulbüchern und anderen Publikationen stehen in Archiven umfassende 
Nachlässe und andere Bestände zur Verfügung. So kann das Interesse von Schülerinnen 
und Schülern durch ein breites Angebot unterschiedlicher Zugänge neu geweckt werden – 
beispielsweise, indem sie selbst zu Geschichtsforschern werden, wenn sie mit Dokumen-
ten aus Originalakten des Staatsarchivs Hamburg arbeiten. Hervorzuheben ist dabei  
erstens die produktive Mühe, die eine Entschlüsselung und Kontextualisierung der  
Archivalien mit sich bringt. Paradoxerweise können viele Schülerinnen und Schüler, die mit 
vorbereiteten Unterrichtsmaterialien nicht mehr wirklich erreicht werden, auf diese Weise 
motiviert werden. Zweitens müssen die Schülerinnen und Schüler aus der Menge an In-
formationen auswählen und jeweils eigene Interpretationen generieren – hier findet eine 
wirkliche Erstbegegnung mit der Arbeit von Historikerinnen und Historikern statt! 

Mit der vorliegenden Handreichung möchten wir Lehrkräfte und ihre Schülerinnen und 
Schüler einladen, sich zunächst im Unterricht mit dem angebotenen Material und seinen 
besonderen Lernchancen zu beschäftigen. Gleichgewichtig ist aber das Ziel, Lehrkräfte, 
Schülerinnen und Schüler gleichsam ins Archiv zu locken – zu einer Vielzahl weiterer Zu-
gänge zu Archivalien, die von der Archivpädagogik vorbereitet werden. 
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Konkret bietet die Beschäftigung mit Dr. Joseph Zwi Carlebach, dem Oberrabbiner der 
jüdischen Gemeinde in Hamburg während der NS-Zeit, Herangehensweisen an, die unter-
schiedlichen Lerntypen einen Zugang zu Geschichte eröffnen können:  

� Sachlich-analytisch veranlagte Schülerinnen und Schüler erhalten die Möglichkeit,  
typische Phasen des jüdischen Lebens in Hamburg zu erforschen, die von der „Macht-
ergreifung“ Anfang 1933 bis in die Nachkriegsgeschichte der „Wiedergut-
machung“ reichen.  

� Möglich ist es aber auch, sich über die Befassung mit den persönlichen Hinterlassen-
schaften der Familie Carlebach dem Thema anzunähern und stärker biographisch zu 
arbeiten.  

Einen gemeinsamen Vorteil bieten beide Ansätze: Durch das Eingehen auf regionale Er-
eignisse erscheint die Universalgeschichte, die im Unterricht vermittelt wird, greifbar und 
lebendig. Daher sei an dieser Stelle abschließend ein weiterer Vorschlag unterbreitet: Su-
chen Sie doch einmal die Originalstätten auf einem Stadtspaziergang durch das Grindel-
viertel mit den Stolpersteinen, dem „Platz der jüdischen Deportierten“, der Talmud Tora 
Schule und den Joseph-Carlebach-Platz auf (eine Vorlage dazu enthält das im Literatur-
verzeichnis aufgeführte Buch von Beate Meyer).  

Ein besonderer Dank geht an Dr. Beate Meyer (IGdJ) für die redaktionelle Begleitung so-
wie an Dr. Heidi Martini (Sankt-Ansgar-Schule Hamburg) für die Überarbeitung des didak-
tischen Aufgabenapparats. 

Wir wünschen Ihnen und Ihren Schülerinnen und Schülern neue Einblicke und Erkenntnisse! 

 
 

 
Stephanie Fleischer 
Archivpädagogik der BSB 
im Staatsarchiv Hamburg 

 Dr. Helge Schröder 
Landesinstitut für Lehrerbildung und 
Schulentwicklung Hamburg 

Zum Umgang mit dem Material 

Die Quellen umfassen einzelne Phasen der sich zuspitzenden Verfolgung jüdischer Ham-
burgerinnen und Hamburger seit 1933. Zum einen steht das Leben der Familie Carlebach 
dabei stellvertretend für viele andere jüdische Opfer des Nationalsozialismus, zum ande-
ren nimmt Oberrabbiner Dr. Carlebach eine herausgehobene Stellung innerhalb der jüdi-
schen Gemeinde ein. 

Aufgrund der Abfolge der Ereignisse drängt sich die Methode des Stationenlernens gera-
dezu auf, um die Phasen der Verfolgung zu erfassen. Diese Methodik muss aber nicht 
zwingend eingehalten werden. Es können auch einzelne Quellen für den Einsatz im Unter-
richt herangezogen werden – je nach Konzeption der Unterrichtsreihe und nach Umfang 
des Zeitrahmens, der zur Verfügung steht. 

Das Material lässt sich nutzen, indem die Schülerinnen und Schüler individuell alle Statio-
nen in ihrem jeweiligen Arbeitstempo durchlaufen. Eine arbeitsteilige Gruppenarbeit ist 
aber ebenso realisierbar, so wie sie auch vor Ort im Staatsarchiv praktiziert wird. Dafür 
wird jede Station nur an eine Schülergruppe vergeben, die ihre Arbeitsergebnisse dann 
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nach Ablauf einer vereinbarten Arbeitszeit in der Gesamtgruppe präsentiert. Möglich wä-
re ebenso, über eine mündliche Präsentationsphase hinausgehend die Arbeitsergebnisse 
in Form einer Wandzeitung u. ä. dokumentieren zu lassen. 

Das Material der einzelnen Stationen ist so aufgebaut, dass nach einem Überblickstext 
Akten bzw. Dokumente aus dem Staatsarchiv Hamburg folgen. Es ist empfehlenswert, 
zunächst diese Überblickstexte den Schülerinnen und Schülern zur Verfügung zu stellen. 
Der Umgang mit Archivalien ist für sie wahrscheinlich zunächst ungewohnt und wirft spe-
zifische Probleme auf – so z. B. die ungewohnte und veraltete Behördensprache einerseits 
oder inhaltliche Spezifika lange zurückliegender Verwaltungsvorgänge. Deshalb wirkt es 
vorentlastend, die Schülerinnen und Schüler durch eine Einführung auf bestimmte Prob-
lemstellungen hinzuführen. Auf diese Weise wird die Basis für die selbstständige Bearbei-
tung des Materials an den Stationen geschaffen. Der Reiz des originären, nicht didak-
tisch-konstruierten Quellenmaterials erfasst in diesem Fall viele Schülerinnen und Schüler 
aller Leistungsgruppen. 

Arbeitsaufträge 

Das Quellenmaterial der Stationen korrespondiert miteinander, d. h. die Dokumente sollen 
ein möglichst vielschichtiges Bild zu den einzelnen Unterthemen ermöglichen. Daher ist 
sowohl eine eigenständige Erarbeitung durch die Schülerinnen und Schüler denkbar als 
auch das Verwenden einzelner Quellen in der laufenden Unterrichtsreihe. Die angegebe-
nen Arbeitsaufträge sind als Vorschläge gedacht, die an die eigene Lerngruppe angepasst 
werden können. 

Tipp: 
Die Unterlagen aus den Beständen des Staatsarchivs Hamburg sind durch folgende Re-
cherchen im Internet und der Bibliothek erweiterbar, die in „Eigenregie“ von Schülerinnen 
und Schülern durchgeführt werden können und so das Eingehen auf individuelle Lerninte-
ressen ermöglichen: 

– Der Talmud, Aufgaben eines Oberrabbiners, jüdische religiöse Feste, koschere  
Speisen 

– Der Stammbaum der Familie Carlebach (Großfamilien liegen nicht mehr im Erfah-
rungsradius heutiger Schülerinnen und Schüler; die Frage ist also ganz spannend: 
Warum waren die Familien damals so groß?) 

– Die privaten Briefe der Familie Carlebach und die Frage der Zensur (Neben der offizi-
ellen erlegten sich die Schreiber häufig auch eine private Zensur auf, z. B. um Freunde 
und Anverwandte nicht zu beunruhigen. Daher klingen Briefe und Postkarten aus die-
ser Zeit trotz Verfolgung und desolater Lebensbedingungen oft recht unbeschwert.) 

Sollte der Vorschlag eines Stadtspaziergangs durch das Grindelviertel aufgegriffen wer-
den, können auch Kurzreferate von Schülerinnen/Schülern vorbereitet werden, die vor 
Ort vorgetragen werden: zu ausgewählten Stolperstein-Biographien, zu Mischehen, jüdi-
schen Schutzhäftlingen, zur Geschichte des Jüdischen Krankenhauses und dem jüdischen 
Schulwesen. 

Eventuell lässt sich darüber hinaus ein „Zeitzeugengespräch“ mit einem Mitglied der jüdi-
schen Gemeinde vereinbaren. Ein Zeitbezug zu jüngeren Mitgliedern ist sicherlich inte-
ressant: Wie gestaltet sich heute jüdisches Leben in Hamburg? 
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Kontakt: 
Staatsarchiv Hamburg 
Archiv-Pädagogik der BSB 
Stephanie Fleischer  
Kattunbleiche 19 
22041 Hamburg 
Telefon: +49 40 42831-3141 
E-Mail: stephanie-andrea.fleischer@staatsarchiv.hamburg.de 
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2. Das Material im Überblick 

Quellen Inhalte 
(kurzer Erwartungshorizont) 

Station I: Entrechtung Die zentrale Fragestellung lautet „Schritte 
zur Entrechtung und Verfolgung der Juden 
in Hamburg – Wie konnte es soweit kom-
men?“ Die systematische Verfolgung der 
Hamburger Juden wird durch die einzelnen 
Stationen deutlich. 

STAHH 522-1 Jüdische Gemeinden, 992 L: 
– Behördliche Bekanntmachungen 

a) An alle Juden in Groß-Hamburg 
b) Bekanntmachung Nr. 40 

Das Material zeigt die verschiedenen Stu-
fen der Entrechtung, die mit der systemati-
schen Erfassung der Juden begann und sich 
dann mittels Androhung strafrechtlicher 
Maßnahmen auf den Einzug aller Vermö-
genswerte erstreckte. 

STAHH 522-1 Jüdische Gemeinden, 1035: 
– Post aus Theresienstadt 

Die Diskrepanz zwischen tatsächlicher  
Situation und oftmals unbekümmert wir-
kender Beschreibung des Alltags lässt den 
Umgang mit der Zensur diskutieren. Die 
Häftlinge besaßen in begrenztem Umfang 
die Möglichkeit, Postkarten zu schreiben. 
Sie adressierten Karten an Max Plaut, um 
den Absendern in Hamburg den Eingang 
von Päckchen zu bestätigen und verschlüs-
selte Bitten um weitere zu senden. Plaut ist 
eine ambivalente Person. Er bemühte sich 
so gut wie möglich um das Wohl der Juden, 
gleichzeitig hatte er die Anordnungen der 
Nationalsozialisten umzusetzen. Auch sein 
Handlungsspielraum war durch Entrech-
tung gekennzeichnet. 

STAHH 213-11 Staatsanwaltschaft Land-
gericht – Strafsachen, 4095/41: 

– Strafsache gegen Joseph Carlebach 

Der Prozess unterstreicht die Perfidie der 
Verfolgung, der auch der Oberrabbiner 
ausgesetzt war. Sein Vergehen war der 
fehlende Namenszusatz „Israel“ im Tele-
fonregister mit dem Vorwurf der Verschlei-
erung seiner jüdischen Abstammung. Ge-
richtet an einen Rabbiner ist dieses Argu-
ment haltlos. Die Geldstrafe von 50,- Mark 
erscheint in Anbetracht des monatlichen 
Einkommens von 450,- Mark recht hoch. 

Station II: Enteignung 

STAHH 314-15 Oberfinanzpräsident, Devi-
senstelle und Vermögensverwertungsstelle, 
R 1938/2558: 

– Devisenstelle des Oberfinanz-
präsidenten 

– (Sicherungsmaßnahmen, betreffend 
Oberrabbiner Dr. Joseph Carlebach) 

– Lebensversicherung, Joseph Carle-
bach 

Von der systematischen Erfassung waren 
nicht nur die Personen selbst, sondern 
auch ihre Vermögensverhältnisse betrof-
fen. Die „steuerliche Unbedenklichkeits-
bescheinigung“ gibt Auskunft über die kor-
rekte Zahlung von Steuern. Joseph Carle-
bach war finanziell keine mündige Person 
mehr. Das Dokument verdeutlicht auch den 
Plan der Carlebachs auszuwandern. Die 
Auszahlung der Lebensversicherung, die er 
selbst abgeschlossen hatte, wurde über die 
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Quellen Inhalte 
(kurzer Erwartungshorizont) 

– Devisenstelle: Freigabe des gesperr-
ten Bankkontos 

Devisenstelle abgewickelt. Davon war jed-
wede finanzielle Transaktion betroffen, wie 
die nächste Quelle belegt. Alle Ausgaben 
und notwendigen Überweisungen waren 
offen zu legen, das Führen eines Bankkon-
tos keine Privatangelegenheit mehr. 

STAHH 314-15 Oberfinanzpräsident, Devi-
senstelle und Vermögensverwertungsstelle, 
R 1942/23: 

– Sicherungsanordnung für Olga Sara 
Levien 

– Verwertung des Eigentums depor-
tierter und auch emigrierter Juden 
1941-1942. 

Durch die „Sicherungsanordnung“ sollte die 
„Abwanderung jüdischen Kapitals“ ins Aus-
land vermieden werden. Sie nahm den Ju-
den die Verfügungsgewalt über ihr Vermö-
gen. Es handelte sich um einen üblichen 
Verwaltungsakt, der für die Familie Carle-
bach nicht überliefert ist. Daher hier ein 
anderes Beispiel. 
Die Aneignung jüdischen Eigentums durch 
den Staat schloss mit der Einziehung des 
Vermögens im Todesfall ab. 

Station III: Kindertransporte und Deporta-
tionen 

STAHH 361-3 Schulwesen – Personalak-
ten, A 717: 

� Dr. Arthur Spier 

Wie Joseph Carlebach war Arthur Spier 
Direktor an der Talmud Tora Schule, wie 
Lotte Carlebach leitete er Kindertransporte 
ins Ausland. Anders als die Familie Carle-
bach emigrierte er jedoch. Seine Unterla-
gen stellen den Zugzwang dar: eine „Beför-
derung“, die von der Gestapo angeordnet 
worden war. 

STAHH 314-15 Oberfinanzpräsident, Devi-
senstelle und Vermögensverwertungsstelle, 
23, Verwertung des Eigentums deportier-
ter und auch emigrierter Juden 1941-1942: 

� Evakuierungsbefehl 
� Betrifft: Auswanderung der Juden, 

Möbelverkauf 
� Betrifft: Mietzahlung 
� Betrifft: Wohnungsräumungen 
� Betrifft: Heimeinkaufsverträge eva-

kuierter Juden 

Wie vollzog sich die Deportation ganz kon-
kret? Der „Evakuierungsbefehl“ gibt Aus-
kunft über die Tragweite der unausweichli-
chen Situation: Der Befehl zum Abtrans-
port und die Beschlagnahme des Vermö-
gens werden angeordnet, das Gepäck wird 
auf ein Minimum beschränkt. Die zurück-
gebliebenen Möbel werden versteigert. 
Alle Wertgegenstände werden veräußert, 
persönliche Gegenstände der Juden wie 
Familienfotos werden vernichtet, Nah-
rungsmittel der Nationalsozialistischen 
Volkswohlfahrt (NSV) übergeben. Gegen-
stände, die zur Wohnung gehören wie Gas-
herde, sind in der Wohnung zu belassen. Im 
Umgang mit den Wohnungen wird deutlich, 
wie sich das Mietrecht für Juden zugunsten 
„arischer Mieter“ und der Vermieter ver-
schlechtert hat. Auch im Fall der Evakuie-
rung war unter Mitwirkung der Reichsfi-
nanzverwaltung (RFVerw) die Miete noch 
zu entrichten. Durch die „Heimeinkauf-
verträge“ wurde älteren Juden vor der De-
portation ihre lebenslange Unterbringung, 
freie Kost und Krankenversorgung vorge-
spiegelt. Die Gestapo schaltete die Reichs-
vereinigung der Juden in Deutschland ein, 
um die Vermögensübertragung umzuset-
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Quellen Inhalte 
(kurzer Erwartungshorizont) 

zen. Dazu mussten Juden ihr gesamtes 
Vermögen der Reichsvereinigung der Juden 
in Deutschland überschreiben. Die Reichs-
vereinigung der Juden musste es wiederum 
auf ein Konto des Reichssicherheitshaupt-
amtes weiterleiten. 

STAHH 522-1 Jüdische Gemeinden, 992 e  
1 Bd. 4: 

� Evakuierungsliste 
� STAHH 522-1 Jüdische Gemeinden, 

992 b: 
� Kultussteuerkarte von Dr. J. Carle-

bach 

Die „Evakuierungsliste“ zeigt die Depor-
tation als Ausführung eines Verwaltungs-
akts und belegt, dass die unter-
schiedlichsten Berufsgruppen betroffen 
waren. Auf der Kultussteuerkartei, die die 
Lebensdaten beinhaltet und Grundlage der 
„Stolperstein-Forschung“ darstellt, wurde 
die Deportation mit dem Euphemismus 
„Abwanderung“ vermerkt.1 

Station IV: Anstieg der Selbstmordrate 

FZH-Archiv: 
Abschiedsbriefe eines Hamburger Rechts-
anwalts an seine Tochter 

Ein persönliches Beispiel: Ein Vater erklärt 
seiner Tochter, die im Ausland in Sicherheit 
gebracht worden ist, sein Vorhaben, indem 
er die unwürdigen Lebensumstände sowie 
seine Hoffnungslosigkeit und Verzweiflung 
zum Ausdruck bringt. 

STAHH 331-5 Polizeibehörde – Unnatürli-
che Sterbefälle, 1942/1549: 

� Polizeibericht zu Carl Belzinger 
STAHH 331-5 Polizeibehörde – Unnatürli-
che Sterbefälle, 1942/1234: 

� Polizeibericht zu Ottilie Robertsohn 
STAHH 331-5 Polizeibehörde – Unnatürli-
che Sterbefälle, 1942/52: 

� Polizeibericht zu Max Fleischhauer 

Der massive Anstieg der Selbstmordrate 
von Juden führte dazu, dass die Polizei eine 
Untereinheit „Unnatürliche Sterbefäl-
le“ einrichtete. Wie die drei Beispiele ver-
deutlichen, dokumentierte diese Unterein-
heit nur noch und war als Verwaltung tätig.  

Station V: „Wiedergutmachung“ 

STAHH 351-11 Amt für Wiedergutma-
chung, 45565: 

� „Wiedergutmachungsakte“ von Juli-
us Carlebach 

Die vorliegende „Wiedergutmachungs-
akte“ dokumentiert den schwierigen Pro-
zess, finanzielle Ansprüche geltend zu ma-
chen. Außerdem werden die Auswirkungen 
deutlich, die die nationalsozialistische 
Herrschaft für Überlebende hatte: Verlust 
der Familie und des Erbes, Verzögerung 
der Ausbildung, geringfügige Restitution. 

Zusammenstellung aus dem Otto-Versand-
Katalog Herbst/Winter 1966/67 

Die dargestellten Waren sollen die Preisge-
staltung zur Zeit der „Wiedergut-
machung“ darstellen, damit eine Vor-
stellung vom reduzierten Umfang der 
„Wiedergutmachung“ gewonnen werden 
kann. 

                                                           
1 Diese Kartei, die von der Jüdischen Gemeinde angelegt worden ist, ist fast vollständig erhalten und bildet 
daher die Grundlage für die Recherche von Biographien. 
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3. Biographie: Dr. Joseph Zwi Carlebach 
(1883–1942) 

1883 als achtes von zwölf Kindern gebo-
ren, Vater Rabbiner in Lübeck 

 

1901 Abitur im Katharineum, Lübeck; Stu-
dium der Naturwissenschaften und 
Mathematik; Gasthörer am orthodo-
xen Rabbinerseminar 

1905 Staatsexamen; Lehrerseminar in Je-
rusalem (damals Teil des Osma-
nischen Reiches), anschließend Ober-
lehrer (Gymnasiallehrer) in Berlin, 
während er an seiner Doktorarbeit 
schrieb. 

1914 Einrichtung und Leitung eines jüdischen Realgymnasiums in Litauen; sein Ziel ist 
es, das Studium der Tora mit moderner Wissenschaft und zeitgemäßer Bildung 
zu verbinden. 

1919 Ehe mit Charlotte Preuss; es wurden neun Kinder geboren. 

1920 Nach dem Tod des Vaters Rabbinertätigkeit in Lübeck 

1921-
1926 Leitung der Talmud Tora Realschule in Hamburg 

1925 Oberrabbiner der Hochdeutschen Israeliten-Gemeinde in Altona 

1935 Reise nach Palästina; er fühlte sich seiner Gemeinde verpflichtet und ergriff 
nicht die Chance auszuwandern; 1936 Rückkehr nach Hamburg 

1938 Emigration der Tochter Miriam nach Palästina (am 08.11.1938); Emigration der 
Kinder Eva (Begleiterin eines Kindertransports Anfang 1939), Esther (angefor-
derte Haushaltshilfe Anfang 1939), Julius und Judith (mit einem Kindertransport 
Dez. 1938) nach England 

1941 6. Dez. Deportation des Ehepaars mit den vier jüngsten Kindern Salomon, Ruth, 
Noemi und Sara in das Lager Riga-Jungfernhof; Ermordung am 26.03.1942;  
nur Salomon überlebte. 

Zusammenstellung nach Andreas Brämer, Joseph Carlebach, Hamburg 2007. 

Info: Rabbiner 
Ein Rabbiner versieht die Aufgaben eines Predigers und Seelsorgers in der jüdischen Ge-
meinde. Ursprünglich bezeichnet der Begriff einen Schriftgelehrten, seit dem 
19. Jahrhundert findet eine akademische Ausbildung an einem Rabbinerseminar statt.  

Quelle: Peter Freimark in Arno Herzig (Hg.), Die Juden in Hamburg 1590-1990 – Wissen-
schaftliche Beiträge der Universität Hamburg zur Ausstellung „Vierhundert Jahre Juden in 
Hamburg“, Hamburg 1991, S. 177. 
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4. Stammbaum der Familie Carlebach 
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Quelle: Ephraim Carlebach Stiftung (Hg.), Die Carlebachs – Eine Rabbinerfamilie aus Deutschland, Dölling und Galitz 
Verlag, Hamburg 1995, S. 152f (mit freundlicher Genehmigung des Verlags). 
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5. Station I: Entrechtung 

Die Verfolgung der Juden vollzog sich in verschiedenen Phasen, die von Maßnahmen zu-
nehmender Entrechtung geprägt waren. Auf der Wannsee-Konferenz 1942 wurde unter 
Vorsitz des SS-Obergruppenführers Reinhard Heydrich die „Endlösung der Juden-
frage“ koordiniert, während die Deportationen bereits umgesetzt wurden. Während ost-
europäische Juden bereits 1941 Aktionen der Einsatzgruppen der Sicherheitspolizei zum 
Opfer fielen, wurden die deutschen und westeuropäischen Juden ab Frühjahr 1942 in den 
Holocaust einbezogen. Den Opfern wurden Kleidung, Goldzähne und Haare genommen, 
alles, was in irgendeiner Form von Wert war. Ihr Besitz war bereits beschlagnahmt bzw. 
eingezogen worden. 

Antijüdische Gesetze und Verordnungen – ein Überblick 

1. Phase: Von der Machtübernahme zu den „Nürnberger Gesetzen“ 
1933: Beurlaubung von jüdischen Richtern und Staatsanwälten, später Entlassung 

und Zwangspensionierung (bis auf diejenigen, die bereits vor 1914 tätig waren) 
„Ermächtigungsgesetz“ 
Ausschluss jüdischer Beamter; Berufsverbot für jüdische Kassenärzte, gesetz-
lich Versicherte zu behandeln 

2. Phase: Von den „Nürnberger Gesetzen“ zum November-Pogrom 
1935: „Nürnberger Gesetze“: Verbot sogenannter Mischehen zwischen Juden und 

Nicht-Juden; trotzdem geschlossene Ehen, z. B. im Ausland, waren nicht 
rechtsgültig 

  

1936: Juden wurden vom Wehrdienst ausgeschlossen 
Übertritt zum Christentum hatte keine Auswirkungen auf die Behandlung von 
Juden 

  

1938: Trennung von Juden und Nicht-Juden in Krankenanstalten 
Reisepässe für Juden waren mit einem „J“ zu kennzeichnen 

3. Phase: Vom November-Pogrom bis zum Ausbruch des Zweiten Weltkriegs 
1938: Verordnung über „Sühneleistung“ der deutschen Juden in Höhe von einer Milli-

on Reichsmark nach dem 9. November; Ausschaltung der Juden aus dem deut-
schen Wirtschaftsleben, „Arisierung“ jüdischer Gewerbebetriebe 
Juden durften fortan nur jüdische Schulen besuchen 
Einführung der Zwangsnamen „Sara“ und „Israel“ 
Juden wurden Führerscheine und Kraftwagenzulassungsbescheinigungen ent-
zogen 

  

1939: Verbot für Juden, auf Märkten zu verkaufen 
„Ungesetzliche Auswanderung von Juden“, Beihilfe wurde mit Konzentrations-
lager bestraft 
Vorbereitung zur Zusammenlegung jüdischer Familien in „Judenhäusern“ 
Die „Reichsvereinigung der Juden in Deutschland“ wurde mit dem Zweck ge-
gründet, jüdische Auswanderung zu fördern 

4. Phase: Vom Ausbruch des Zweiten Weltkriegs bis zur Vernichtung der europäischen 
Juden 

1939: Juden wurde es verboten, ihre Wohnungen nach 20.00 Uhr zu verlassen 
Anordnung, Juden, die irgendeiner Anweisung nicht nachkamen, in ein Konzent-
rationslager zu bringen 
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1941: Um den Kontakt zur übrigen Bevölkerung einzuschränken, waren jüdische 
Zwangs-Arbeitskräfte in Lagern unterzubringen; Beginn der Deportationen 
(insgesamt wurden fünf bis sechs Millionen Juden aus ganz Europa deportiert, 
die Zahl der deportierten deutschen Juden wird auf 165.000 geschätzt) 
Einführung des Judensterns 
Juden wurde die Auswanderung verboten 
Im jüdischen Privatbesitz befindliche Schreibmaschinen, Fahrräder, Fotoappa-
rate und Ferngläser waren abzuliefern 

  

1942: Am 20. Januar fand die Wannseekonferenz führender Vertreter der national-
sozialistischen Reichsregierung statt, auf der die Organisation der Deportatio-
nen festgelegt wurde 
Juden wurden von Postzustellungen ausgeschlossen 
Jüdische Wohnungen waren mit einem schwarzen Judenstern zu kennzeichnen 
Geld- und Geschenksendungen an Deportierte wurden verboten 
Die Versorgung mit zugeteilten Lebensmitteln wie Fleisch, Eiern und Milch 
wurde für Juden eingestellt bzw. gekürzt 

  

1945: Anordnung, diejenigen Akten zu vernichten, die die Verfolgung der Juden zum 
Inhalt hatten 

(Quelle: Antijüdische Gesetze und Verordnungen, Landeszentrale für politische Bildung Baden-Württemberg; 
http://www.lpb-bw.de/publikationen/pogrom/pogrom6.htm; 31.08.2017 – gekürzt und ergänzt durch die Verfas-
serin und Dr. Beate Meyer, IGdJ) 

Die Umsetzung der rechtlichen Vorschriften in Hamburg 

Für die Einhaltung der Ge- und Verbote setzte die Polizeileitstelle in Hamburg Max Plaut 
als Leiter des Jüdischen Religionsverbandes ein. Im Bestand der Jüdischen Gemeinde fin-
den sich zahlreiche an ihn adressierte Postkarten, wodurch deportierte Juden den Erhalt 
von Päckchen bestätigten. Der unbekümmerte Tonfall dieser Schreiben ist auf die Zensur 
zurückzuführen. Der Postverkehr in Theresienstadt war nur auf vorgegebenen Karten 
erlaubt – im Gegensatz zur Handhabung in anderen Ghettos war der Postverkehr jedoch 
über weite Zeiträume möglich.  

Info: Umgang mit der Zensur 
Miriam Gillis-Carlebach verweist auf die fünffache Zensur jüdischer Briefzeugnisse: 

1) Die Zensur, der üblicherweise alle Postsendungen in Krisen- und Kriegszeiten unter-
worfen wurden; 

2) die Zensur, die zwangsläufig zum Regime eines totalitären Diktaturstaates gehört; 

3) die zusätzliche (versteckte) Zensur seitens der Gestapo auf die Post von jüdischen 
Schreibern; 

4) die Zensur, die sich die jüdischen Briefeschreiber selbst auferlegten, um unnötige 
Auseinandersetzungen oder Verhöre zu vermeiden; diese „Selbstzensur“ kommt auch 
in gewissen Umschreibungen und verkappten oder gegenteiligen Aussagen zum Aus-
druck; 

5) die „Zensur“, die sich die Briefeschreiber selbst auferlegten, um ihre Angehörigen 
nicht zu beunruhigen; so versuchten die Schreiber, bedrückende Ereignisse durch 
humorvolle oder gleichgültig klingende Bemerkungen harmloser darzustellen. 

Für das Lesen bedeutet diese fünffache Zensur, dass die Briefe auf den ersten Blick un-
dramatisch klingen. Die Nuancen des Inhalts und die tieferliegenden Botschaften des Ge-
schriebenen erschließen sich erst durch wiederholtes und intensives Lesen. 
Quelle: Miriam Gillis-Carlebach, Jedes Kind ist mein Einziges, Hamburg 1992, S. 214. 
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Arbeitsauftrag: 
1) Beschreiben Sie, in welchen Schritten sich die Entrechtung der Juden vollzogen hat, 

indem Sie für jede Phase eine inhaltliche Überschrift finden. 

2) Beleuchten Sie das Thema „Entrechtung“ möglichst vielschichtig, indem Sie den Aus-
hang des Jüdischen Religionsverbandes Hamburg vom 27. September 1939 und die 
Bekanntmachung Nr. 40 vom 17. Juni 1942 der „Post aus Theresienstadt“ gegenüber-
stellen (Quellen 1-3). 

3) Nehmen Sie Stellung zu der These, dass Max Plaut eine widersprüchliche Person ge-
wesen sei, die mit den Nazis fast schon „zu gut konnte“ (frei zitiert nach einem Ge-
spräch mit Miriam Gillis-Carlebach). Recherchieren Sie dazu über Max Plaut. 

4) Zeigen Sie anhand des vorliegenden Materials die Rechtfertigung und Argumentation 
der Nationalsozialisten zur Entrechtung der Juden auf und nehmen Sie Stellung zu 
Plausibilität und Rechtmäßigkeit. 

5) Befassen Sie sich mit der Prozessakte von Dr. Joseph Carlebach (Quelle 4), und ent-
wickeln Sie aus der Perspektive seines Verteidigers eine Verteidigungsschrift. 
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Quelle 1 
STAHH 522-1 Jüdische Gemeinden, 992 L: Bekanntmachung vom 27.09.1939 
 

 

  



18 

Quelle 2 
STAHH 522-1 Jüdische Gemeinden, 992 L: Bekanntmachung Nr. 40 vom 17.06.1942 
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Quelle 3 
STAHH 522-1 Jüdische Gemeinden, 1035: Post aus Theresienstadt 
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Quelle 4 
STAHH 213-11 Jüdische Gemeinden, Staatsanwaltschaft Landgericht – Strafsachen, 
4095/41: Strafsache gegen Joseph Carlebach 

 

 
  

1�� 
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6. Station II: Enteignung 

Die Entrechtung und die Enteignung der Juden gingen Hand in Hand. So wurden aus wohl-
situierten Hamburgern schließlich Menschen, die kaum mehr das Lebensnotwendigste 
besaßen. Die sich zuspitzende gesellschaftspolitische Lage trieb sie vermehrt in die Aus-
wanderung.  

Für Juden wurde es jedoch doppelt schwierig, diesen Weg zu wählen, denn einerseits ver-
suchte der NS-Staat durch Gesetze und Verordnungen, sich zu bereichern und ihr Vermö-
gen möglichst umfassend einzuziehen, andererseits war Eigentum die Voraussetzung, um 
von einem Drittland aufgenommen zu werden.  

Als ersten Schritt zur Enteignung der Auswanderer nutzte man die 1931 eingeführte 
„Reichsfluchtsteuer“, die 1933 und in den folgenden Jahren erheblich verschärft wurde. 
Sie diente offiziell dazu, den Steuerverlust nach der in Aussicht gestellten Auswanderung 
auszugleichen. Eigens zum Zweck, die Finanzen der Juden zu überwachen, wurden Dienst-
stellen des Oberfinanzpräsidenten eingerichtet. Die Situation der Juden verschärfte sich 
1936 mit dem „Gesetz gegen Wirtschaftssabotage“. Das Gesetz stellte den unerlaubten 
Geldtransfer ins Ausland unter Todesstrafe – begleitet von der Androhung, das gesamte 
Vermögen zugunsten des deutschen Staates einzuziehen. Darunter fielen nicht nur Geld-
werte, sondern auch das Umzugsgut, das streng kontrolliert wurde, um die Ausfuhr wert-
voller Gegenstände zu verhindern.  

Angefügt sind Unterlagen zur Regelung der Finanzen von Joseph Zwi Carlebach und sei-
ner Familie. Da eine „Sicherungsanordnung“, die eine beispielhafte Unterlage für das Ver-
fahren der Devisenstellen des Oberfinanzpräsidenten darstellt, für die Familie Carlebach 
nicht vorliegt, ist exemplarisch ein anderer Fall beigefügt, die „Sicherungsanordnung“ für 
Olga Levien.  

Arbeitsauftrag: 

1) Stellen Sie die unterschiedlichen Vorgehensweisen der Enteignung dar, indem Sie die 
vorliegenden Materialien – „steuerliche Unbedenklichkeitsbescheinigung“, Trans-
aktionen über die Devisenstelle, „Sicherungsanordnung“ – mit Hilfe einer Tabelle ver-
gleichen (Quellen 5 – 7): 

 Dokument Inhalt Deutung: Welches Ausmaß 
erreicht die Enteignung? 

 steuerliche Unbedenklich-
keitsbescheinigung 

  

 Transaktionen der Devisen-
stelle des Oberfinanz-
präsidenten 

  

 Sicherungsanordnung   

2) Stellen Sie einen Bezug zwischen der Entrechtung und der Enteignung her, indem Sie 
Parallelen bzw. gegebenenfalls Unterschiede beider Prozesse aufzeigen. 
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Quelle 5 
STAHH 314-15 Oberfinanzpräsident, R 1938/2558: „Steuerliche Unbedenklichkeits-
bescheinigung“ 

 

1��, 2� 
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Quelle 6 
STAHH 314-15 Oberfinanzpräsident, R 1938/2558: Transaktionen der Devisenstelle 

 

3��, 4� 
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Quelle 7 
STAHH 314-15 Oberfinanzpräsident, R 1942/23: Sicherungsanordnung 
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7. Station III: Die Kindertransporte 

Nach dem Novemberpogrom von 1938 beschloss die Regierung Großbritanniens, jüdische 
Kinder aufzunehmen und so vor der Verfolgung durch die Nationalsozialisten zu schützen. 
Zwei Gründe führten zu dieser Entscheidung: Palästina stand unter britischem Protekto-
rat, also unter einem besonderen Schutz, weshalb sich Großbritannien zu dieser Hilfe ver-
pflichtet fühlte. Außerdem hoffte man, als Vorbild für andere Staaten zu agieren. Dies traf 
für Belgien und die Niederlande tatsächlich zu, die ebenfalls Kinder aufnahmen. Ungefähr 
10.000 Kinder verließen auf diese Weise zwischen November 1938 und September 1939 
Deutschland. 

Für die Beteiligten ergaben sich daraus dramatische Folgen. Die Kinder mussten sich von 
ihren Eltern und von ihrer vertrauten Umgebung trennen, eine neue Sprache lernen und 
sich an eine fremde Kultur gewöhnen. Die Eltern hatten keine Möglichkeit zu überprüfen, 
in welche Familien ihre Kinder gerieten, ob diese sich überhaupt für die Aufnahme von 
Kindern eigneten. Auf die Hilfsorganisationen war in Hinsicht einer Überprüfung wenig 
Verlass, denn sie waren froh, die Kinder überhaupt unterbringen zu können. Außerdem 
ahnten die Eltern, dass dies wahrscheinlich ein Abschied für immer sein würde. Der Inhalt 
eines Koffers war alles, was sie ihnen für den Transport mitgeben konnten, mehr Gepäck 
war nicht erlaubt. 

Auch der jüdische Religionsverband Groß-Hamburg organisierte derartige Transporte. 
Charlotte Carlebach und ihre Tochter Eva begleiteten einen Kindertransport nach England, 
und zwei der Kinder, Julius und Edith Carlebach, konnten auf diese Weise Deutschland 
verlassen. Viele der Kinder sahen ihre Eltern niemals wieder und litten später unter dem 
Eindruck, sich nicht angemessen verabschiedet zu haben. Einige empfanden Schuldgefüh-
le, dass sie selbst überlebt hatten, ihre Angehörigen aber nicht. Auch Wut und Enttäu-
schung spielten für diese traumatisierenden Erfahrungen eine Rolle, weil unbegreiflich 
erschien, warum ausgerechnet die eigene Familie im Gegensatz zu anderen auseinander 
gerissen worden war. Auch Charlotte Carlebach litt sehr unter der Trennung von ihren 
Kindern. Als ihr Miriam sagte, dass sie nach Palästina gehen würde und sie damit zu trös-
ten versuchte, dass sie ja noch acht Kinder zu Hause habe, sagte sie zu ihrer Tochter: „Je-
des Kind ist mein einziges.“2 

 

 

 

 

 Die Kinder der Familie Carle-
bach, 1934  

 

 

  
                                                           
2 Siehe Miriam Gillis-Carlebach, Jedes Kind ist mein Einziges – Lotte Carlebach-Preuß, Antlitz einer Mutter und 

Rabbiner-Frau, Hamburg 1992, S. 198. 
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Quellen 8 
STAHH 361-3 Schulwesen – Personalakten, A 717: Dr. Arthur Spier 
 

Info: Dr. Arthur Spier 
Arthur Spier war der Nachfolger Joseph Carlebachs als Direktor der Talmud Tora Schule. 
Hier liegen einige der wenigen Quellen über die Kindertransporte vor. Da sie nicht staat-
lich organisiert wurden, existieren kaum Zeugnisse über diese Maßnahmen – ohnehin 
wurden migrierende Kinder in der Regel nicht behelligt. 

Arbeitsauftrag: 
1) Recherchieren Sie die Biographien von Max Warburg und Claus Göttsche, die Arthur 

Spier im vorliegenden Brief erwähnt. 

2) Erklären Sie auf Basis des Briefes, wie Arthur Spier nach Amerika gekommen ist.  

3) Beschreiben Sie anhand des vorliegenden Archivmaterials und basierend auf Ihren 
Recherche-Ergebnissen aus Aufgabe 2 die (Lebens-)Wege und parallelen Kreuzungen 
der unterschiedlichen Biographien und erklären Sie die Motive für deren Entscheidun-
gen für oder gegen den einen oder anderen Weg. 

 

Ausschnitt eines Briefes von Arthur Spier an die Senatskanzlei 
Senat der Freien und Hansestadt Hamburg 

New York, 30. April 1980 

[…] 

Jedoch, am 9. Nov. 1939 wurden alle Lehrer der Talmud Tora verhaftet, auch ich. Ich 
wurde im Gefängnis Sedanstraße mehrere Treppen hinuntergeworfen (noch heute leide 
ich unter den Folgen) und für 2 Tage nach Fuhlsbüttel gebracht. Herr Göttsche holte 
mich dann wieder zurück und befahl mir, eine vollständige Liste aller verhafteten Lehrer 
zu machen. Er würde sie alle wieder zurückbringen, und ich müßte die Schule sofort wie-
der in Tätigkeit bringen, was ich auch tat (wenn auch mit Schwierigkeiten). 

Von Herrn Warburg hatte ich ein Visum für Amerika erhalten, das ich aber nicht benut-
zen durfte, bis ich Herrn Göttsche‘s Erlaubnis hatte; die Schule brauche mich. 
Ende Februar 1940 rief er mich zu ihm und erklärte mir: 2 Befehle. 

1) Durch ihn sei ich zum Direktor des gesamten jüdischen Schulwesens ernannt worden, 
das in Lublin, Polen, neu errichtet werden sollte. 

2) Daß ich nach Amerika fahren dürfe, um von Herrn Max Warburg in New York einige 
Millionen Mark nach Hamburg zu bringen, um das Leben der Juden, die nach Polen 
verschickt würden, zu retten. 

Herr Göttsche war überzeugt, daß ich wieder zurückkehren werde. Vorher hatte ich in 
seinem Auftrag mehrere Kindertransporte ins Ausland gebracht und war jedesmal, wie 
ich versprochen hatte, wieder pünktlich zurückgekehrt. 

Herr Max Warburg wollte natürlich nichts von dem Geld noch von meiner Rückreise nach 
Deutschland wissen, und so blieb ich in Amerika und weiß nichts Genaues, was aus der 
berühmten Talmud Tora Schule geworden ist. Ich weiß nur, daß Dr. Joseph Carlebach und 
der größte Teil meiner Lehrer und Schüler umgekommen ist. 

Mit freundlichem Gruß, Arthur Spier 
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Die Deportationen 

Im September 1941 ordnete Hitler die Deportation der Juden aus Deutschland an. Schon 
1919 hatte er „die Entfernung der Juden überhaupt“ gefordert. Seine nachgeordneten 
Machthaber entsprachen dem Diktator oft mit vorauseilendem Gehorsam. So hatte Jo-
seph Goebbels im Sommer 1941 die Deportation der Juden aus seinem Gau Berlin durch-
führen wollen, doch hatte Hitler ihn im August wissen lassen, dass damit bis zum Ende 
des Ostfeldzugs gewartet werde. Den Ausschlag für den vorgezogenen Beginn der De-
portationen gab höchstwahrscheinlich Hamburgs Gauleiter Karl Kaufmann. 1942 infor-
mierte er Göring, er sei im September 1941 nach einem schweren Luftangriff mit der Bit-
te an den Führer herangetreten, die Juden „evakuieren“ zu lassen. Als Grund nannte 
Kaufmann den Bedarf an Wohnungen für Bombengeschädigte, d. h. für „arische Familien“. 
Erlasse wurden herausgegeben, wie mit den Wohnungen und den Vermögenswerten der 
„evakuierten“ Juden zu verfahren sei. 

In Hamburg war der heutige „Platz der jüdischen Deportierten“ an der Moorweidenstraße 
Sammelstelle für die ersten großen Transporte. 1933 hatten 16.973 Juden in Hamburg 
gelebt. Rechnet man die 1938 eingemeindeten Gebiete dazu, waren es ca. 20.000. 1945 
waren es noch 647.3 Die Mehrheit der nichtjüdischen Hamburger Bevölkerung verschloss 
die Augen vor den Deportationen. Einige wenige Hamburger zeigten Zivilcourage und set-
zen sich für jüdische Bekannte ein. Ein Beispiel hierfür ist der evangelische Pastor 
Seyfahrt, der die Deportation einer 93jährigen Dame zu verhindern versuchte. Als Ant-
wort auf sein Gesuch erhielt er eine Vorladung der Gestapo und wurde dort mit einem 
Verweis entlassen. Man machte ihm deutlich, dass er ohne weiteres Verfahren in ein Kon-
zentrationslager gebracht würde, sollte sich ein derartiger Vorfall wiederholen.  

Auch die Familie Carlebach war von den Deportationen betroffen. 1935 hatte der Rabbi-
ner die Gelegenheit ungenutzt verstreichen lassen, nach Palästina zu emigrieren, um seine 
Gemeinde nicht im Stich zu lassen. Vorerst beschränkten die Behörden seine Bewegungs-
freiheit nicht, so konnte er 1937 an internationalen Kongressen in Kopenhagen und Mari-
enbad teilnehmen. Joseph Carlebach war sich seiner Vorbildfunktion als Rabbiner einer 
Gemeinde sehr bewusst. Er äußerte einmal, dass er sich in seinem gesamten Wirken im-
mer als Pädagoge gesehen habe, sowohl in seiner Tätigkeit als Lehrer als auch als Rabbi-
ner. Seine Frau setzte alle ihr zur Verfügung stehenden Hebel in Bewegung, um eine 
Emigration zu erwirken. Letztendlich beugte sie sich aber dem Willen ihres Mannes, der 
sich für seine Gemeinde verantwortlich fühlte. Joseph Carlebach scheute die Gefahr nicht: 
Er sprach in seiner Synagoge über die Entstehung der Diktatur, während Männer der Ge-
stapo anwesend waren. Eine Schulfreundin sagte 1938 zu Miriam Carlebach, dass sich die 
Eltern aufopfern dürften, von ihren Kindern könnten sie das aber nicht verlangen. Joseph 
Carlebach wusste von den Zuständen in den Arbeitslagern, denn eine Gruppe von Män-
nern, die aus einem solchen Lager entlassen worden waren und unter Androhung der To-
desstrafe hatten schwören müssen, sofort auszuwandern, erzählten von der Härte der 
Arbeit und unaussprechbaren Strafen. Obwohl sie den Eid unter physischem und psychi-
schem Druck hatten leisten müssen, litten sie unter dem Gewissenskonflikt. Indem sie sich 
dem Rabbiner anvertrauten, hatten sie ihren Schwur gebrochen. Diese Moralvorstellungen 
machen das Handeln bzw. das Bleiben Joseph Carlebachs verständlicher. Sie erklären aber 
auch die Worte der Schulfreundin. Für die Kinder der Familie Carlebach war es schwierig, 

                                                           
3 Zahlen nach Beate Meyer (Hg.), Die Verfolgung und Ermordung der Hamburger Juden 1933-1945, Hamburg 

2006, S. 74. 
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in Sicherheit gebracht zu werden, denn als Kinder des Rabbiners mussten sie hinten an-
stehen und durften nicht den Verdacht erregen, eine bevorzugte Behandlung in Anspruch 
zu nehmen.4 

Wie viele andere Juden wurde auch die Familie Carlebach von der vierten Deportation aus 
Hamburg am 6. Dezember 1941 erfasst; das Ehepaar und ihre jüngsten vier Kinder wur-
den nach Riga gebracht. Im dortigen Ghetto hatte die SS gerade die Erschießung Tausen-
der einheimischer Ghettobewohner eingeleitet. Die zu dieser Zeit eintreffenden deutschen 
Neuankömmlinge aus Nürnberg, Stuttgart, Wien und Hamburg, ca. 4.000 Personen, wur-
den auf dem Gut Jungfernhof einquartiert. Das Gut war heruntergekommen, unbeheizt 
und überfüllt. Den Frauen wies man Viehställe und Scheunen zu, den Männern eine große 
Scheune, deren Tore nicht zu schließen waren. In der Nacht herrschten in der Scheune die 
gleichen Temperaturen wie draußen bei der Ankunft in Riga, also zwischen minus 30 bis 
minus 35 Grad Celsius. Morgens wurden die Toten, die in der Nacht erfroren oder auf-
grund von Unterversorgung gestorben waren, im Hof aufgestapelt. Kranke wurden aus-
sortiert und erschossen. Unter dem Vorwand, sie würden Arbeit in einer Fischfabrik erhal-
ten und hätten fortan bessere Lebensbedingungen, schickte man 1942 die noch lebenden 
Menschen in den nahegelegenen Hochwald und erschoss sie. Darunter waren auch Joseph 
Carlebach, seine Frau und seine Töchter. Lediglich sein Sohn Salomon überlebte das Kon-
zentrationslager, weil seine Arbeitskraft noch gebraucht wurde. 

Mitinhaftierte berichteten später, dass der Oberrabbiner versucht hatte, die Menschen 
von ihrer Lage abzulenken, indem er so lange wie möglich das Leben im Konzentrationsla-
ger so normal wie möglich gestaltete. Er trug eine Bibliothek aus mitgebrachten Büchern 
der Insassen zusammen, für die notdürftig Regale gebaut wurden. Er hielt religiöse Feiern 
wie Chanukka und Bar Mitzwas ab. Er improvisierte mit anderen inhaftierten Pädagogen 
Schulunterricht für die Kinder. Dafür modellierten sie im Kunstunterricht Figuren aus 
Schnee, denn es standen keinerlei andere Mittel zur Verfügung. Joseph Carlebach ermu-
tigte die Menschen auch, sich angesichts der Notlage über religiöse Vorschriften hinweg 
zu setzen – z. B. in Bezug auf nicht-koschere Speisen und aufgezwungene Arbeiten am 
Samstag. Überleben sei wichtiger als die Einhaltung dieser Regeln, betonte er. 

 

 

 Charlotte Gillis-Carlebach, 
geb. Preuß, 1938 (Privatbesitz 
Miriam Gillis-Carlebach) 

 

Joseph Carlebach mit seinem 
Sohn Julius, genannt Buli, 
ca. 1924. Nach drei Töchtern 
war er der erstgeborene Sohn. 

 

  

                                                           
4 Vgl. Miriam Gillis-Carlebach, Jedes Kind ist mein Einziges – Lotte Carlebach-Preuß, Antlitz einer Mutter und 

Rabbiner-Frau, Hamburg 1992, S. 197 – 199. 
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Arbeitsauftrag: 
1) Arbeiten Sie anhand des „Evakuierungsbefehls“ die Bedeutung des Wortes „Evakuie-

rung“ heraus, und vergleichen Sie diese mit der eigentlichen Wortbedeutung.  
2) Analysieren Sie das vorliegende Material mit Blick auf die Textstellen, welche auf die 

eigentliche Wortbedeutung verweisen und welche die vorliegende Bedeutung des 
„Evakuierungsbefehls“ aufgreifen (Quellen 9-11).  

3) Recherchieren Sie im Internet, was mit „Heimeinkaufverträgen“ gemeint ist (Quel-
le 12). Versuchen Sie, ähnliche sprachliche Auffälligkeiten wie zum Stichwort „Evaku-
ierungsbefehl“ aufzuzeigen.  

4) Verfassen Sie basierend auf allen Quellen dieser Station einen Lexikonartikel für ein 
elektronisches Nachschlagewerk zu dem Eintrag „Deportation und Vermögenswerte 
der Juden“. 

5) Diskutieren Sie, wer von der Beschlagnahmung jüdischer Vermögenswerte profitierte. 
Beachten Sie dabei mögliche Verbindungen zwischen den Interessen einzelner Privat-
personen und denen des nationalsozialistischen Staates. 

 

Quelle 9 

STAHH 522-1 Jüdische Gemeinden, 992 e 1 Bd. 4: 
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Quelle 10 
STAHH 522-1 Jüdische Gemeinden, 992 b: Kultussteuerkarte der jüdischen Gemeinde 
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Quelle 11 
STAHH 314-125 Oberfinanzpräsident, 23-276f: Evakuierungsbefehl 
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Quelle 12 
STAHH 314-15 Oberfinanzpräsident, 23-223: Heimeinkaufverträge 
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Quellen 13 
STAHH 314-15 Oberfinanzpräsident, 23: Vermögenswerte der Juden 
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8. Station IV: Anstieg der Selbstmordrate in der jüdi-
schen Bevölkerung 

Angenommen wird, dass circa zehn Prozent der jüdischen Bevölkerung während der Zeit 
der Deportationen zwischen 1941 und 1945 Selbstmord begangen hat. Der Historiker 
Konrad Kwiet bezeichnet Selbstmord als die „extremste Form der Flucht“, der unvorstell-
bare Verzweiflung zugrunde liegt. 5 

In Hamburg wurde jedem Suizid eines Juden als „unnatürlicher Sterbefall“ nachgegangen. 
Der Ablauf verlief so, dass ein Polizist einen Bericht aufsetzte. Eine bevorstehende De-
portation galt als ausreichende Erklärung für das Motiv, dem nicht weiter nachgegangen 
werden musste. Die Toten wurden ins Hafenkrankenhaus gebracht, in dem lebende Juden 
nicht mehr behandelt wurden. Wenn der Tod noch nicht eingetreten war, kamen einge-
wiesene Juden in das Jüdische Krankenhaus, wo eine Behandlung durchgeführt wurde, bis 
die Person für die Deportation transportfähig war. Diese Verfahrensweise brachte das 
Krankenhauspersonal in den Gewissenskonflikt, ob sie die Person behandeln oder sterben 
lassen sollte.  

Auch wenn die Familie Carlebach nicht unmittelbar mit den „unnatürlichen Sterbefäl-
len“ zu tun hatte, gewährt dieser Aspekt zur Zeit der Deportationen einen Einblick in die 
Lebensumstände der Hamburger Juden. 

Tipp: 
Die ausgewählten Unterlagen aus dem Bestand „Unnatürlicher Sterbefälle“ des Staatsar-
chivs Hamburg gehören zu Personen, für die im Grindelviertel Stolpersteine verlegt wor-
den sind. Wenn die Dokumente im Unterricht eingesetzt werden, bietet es sich auf einem 
etwaigen Rundgang an, insbesondere auf diese Steine zu achten. 
 

Arbeitsauftrag: 
1) Stellen Sie die Themen dar, die der Hamburger Rechtsanwalt in den Abschieds-

briefen an seine Tochter berührt, und arbeiten Sie seine Motivation heraus (Quel-
len 14). 

2) Analysieren Sie die vorliegenden Polizeiberichte, die sich mit den „unnatürlichen 
Sterbefällen“ befassen (Quellen 15-17), hinsichtlich des Prozederes, der Struktur, 
bestimmter Inhalte und sprachlicher Auffälligkeiten. Erklären Sie die Intention die-
ser Form der Polizeiberichte.  

Für diese drei Personen sind in Hamburg „Stolpersteine“ verlegt worden. Ihre Bio-
graphien können Sie unter  
http://www.stolpersteine-hamburg.de/index.php?MAIN_ID=7 nachlesen. 

  

                                                           
5 Zitiert nach Beate Meyer (Hg.), Die Verfolgung und Ermordung der Hamburger Juden 1933 – 1945 – Geschich-
te, Zeugnis, Erinnerung, Hamburg 2006, S. 54.  
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Quellen 14 
FZH Archiv, Signatur 6262, Judenverfolgung/Berichte 
 

Abschiedsbrief eines Hamburger Rechtsanwalts an seine Tochter 
(zum Schutz der betroffenen Personen und ihrer noch lebenden Verwandten darf der 
Name nicht veröffentlicht werden) 

Hamburg, den 22. Oktober 1941 

Meine geliebte Tochter! 

Vor mehr als zweieinhalb Jahren habe ich mich von dir getrennt, und trotz aller Qualen, 
die ich seitdem erlitten habe, und trotz all‘ dem Schrecklichen, das mir noch bevorsteht, 
war jener 11. März 1939 der leidvollste Tag meines Lebens. Alle diese Jahre habe ich 
dich vor mir gesehen, wie du, im Arm deine Puppe, an der Hand von Tante… in das große 
Flugzeug gestiegen bist, das dich, das einzige, liebste und beste dann entführte. Oft, 
sehr oft, habe ich gezweifelt, ob ich richtig gehandelt habe, mein einziges, sehr geliebtes 
Kind in fremde, wenn auch so liebevolle Hände zu geben. Aber gerade meine große Liebe 
zwang mich, so zu handeln, denn nur so konnte und kann ich noch hoffen, dass du als 
freier Mensch aufwächst, eine gute Schulbildung erhältst und nach liebevoller und sorg-
samer Erziehung durch deinen Onkel… und deine Tante… zu der Ruth-Ingrid aufwächst, 
die ich mir ersehnte und die zu sehen mir wohl nicht mehr vergönnt sein wird. 

Heute geht der erste Transport jüdischer Menschen aus Hamburg fort, es sollen 2.000 
sein von den etwa 7.000, die noch hier sind. Ich stehe nicht auf der Liste, aber es steht 
allgemein fest, dass weitere Transporte folgen, und ich muss glauben, dass alle Juden 
aus Hamburg und wohl aus ganz Deutschland abtransportiert werden. Also werden auch 
ich und deine liebe Mutter in einigen Tagen oder vielleicht auch Wochen an die Reihe 
kommen, da ja auch wir nach den deutschen Gesetzen als Juden gelten, obwohl wir beide 
Christen sind und deine Mutter auch der Rasse nach keine Jüdin ist. Wohin man uns schi-
cken wird, das weiß niemand, aber sicher ist, dass nur ein Bruchteil der Verschickten die-
se Prüfung überstehen kann. Viele nehmen sich das Leben, um den schrecklichen Demü-
tigungen und Peinigungen, dem Hunger und der Kälte, dem Schmutz und den Krankhei-
ten, die uns erwarten, zu entgehen. Ich weiß nicht, was ich tun werde, wenn die Reihe an 
mich kommt, aber ich danke der allmächtigen Güte, dass ich die Kraft aufgebracht habe, 
dich, du geliebtes Kind, vor diesem Schicksal zu bewahren… 

Unsere Bemühungen, noch auszuwandern, sind leider vergeblich geblieben; so muss ich 
nun in diesem Brief, mein Kind, Abschied von Dir nehmen, ehe ich dich kenne. Und du 
selbst wirst kaum noch eine Erinnerung an deinen Vater haben… 
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Hamburg, den 8. Januar 1942 

Meine geliebte Tochter, 

es sind fast drei Monate vergangen, seit ich die ersten drei Bogen dieses Briefes ge-
schrieben habe. Drei Monate so voll Entsetzen und Qual, voll verzweifelter Hoffnung und 
hoffnungsloser Verzweiflung, wie du nie, nie eine Zeit erleben darfst… Deine arme, un-
glückliche, geliebte Mutter hat einen schweren Nierenanfall bekommen und schläft jetzt, 
nachdem der Arzt ihr eine Spritze gegeben hat. Liebste Ruth-Ingrid, denke dir, dass un-
sere Lage so entsetzlich ist und unsere Zukunft so grauenvoll düster, dass ich wünschte, 
sie würde nicht wieder erwachen. Aber ich habe so oft mit ihr über einen freiwilligen Tod 
gesprochen, und sie hat diesen Gedanken so entschieden abgelehnt, dass ich allein aus 
dem Leben scheiden will. Vier Transporte von insgesamt mehr als 3.000 Juden sind im 
Oktober, November und Dezember 1941 aus Hamburg fortgeführt. Nur vom ersten weiß 
man, dass er in Lodz angekommen ist und dass die Verschickten dort ein ärmliches, aber 
scheinbar erträgliches Leben führen. Von den anderen, die nach Minsk und Riga gekom-
men sein sollen, weiß man nichts Genaues, aber schreckliche Gerüchte gehen herum, und 
ich bin jedenfalls entschlossen, mich diesen furchtbaren Demütigungen, dem Hunger, der 
Kälte, dem Schmutz und dem Ungeziefer nicht auszusetzen, um schließlich doch einen 
qualvollen Tod zu erleiden. 

Meine Kraft ist zu Ende. Noch einmal wende ich alle meine Gedanken zu dir, mein gelieb-
tes Kind. Ich flehe jetzt deine jetzigen Eltern an, dir treue, liebevolle Hüter zu sein. Ich 
hoffe, dass die Not und alle Qualen, die deine geliebte Mutter und ich ertragen mussten, 
ein Opfer für dich waren, ein Opfer, durch das dir ein besseres, glücklicheres Leben be-
schieden sein wird, als uns zu Teil geworden ist. Von den wenigen glücklichen Stunden 
und Tagen, die uns beschieden waren, verdanken wir die meisten dir, du meine Tochter. 
Du hast uns nicht einen Tag, nicht eine Stunde Kummer gemacht. Dafür danke ich dir in 
diesen letzten Worten, die ich an dich richten kann, von ganzem Herzen. Wenn du später 
einmal an deinen Vater denkst, du Liebste meines ganzen Seins, so sei stolz auf ihn: Er 
hat nichts Böses getan, und er leidet so unschuldig, wie je einer gelitten hat. Mein Herz 
war voll Liebe für dich und deine Mutter. Ich hoffte immer noch einmal, euch glücklich 
machen zu können. Meine Hoffnungen und damit mein Leben sind zu Ende… 

Dein Vater 
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Quelle 15 
STAHH 331-5 Polizeibehörde – Unnatürliche Sterbefälle, 1942/1549 
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Quelle 16 
STAHH 331-5 Polizeibehörde – Unnatürliche Sterbefälle, 1942/1234 
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Quelle 17 
STAHH 331-5 Polizeibehörde – Unnatürliche Sterbefälle, 1942/52 
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9. Station V: „Wiedergutmachung“ 

Der Begriff „Wiedergutmachung“ ist angesichts der nicht wieder gut zu machenden Ver-
brechen fragwürdig und löst Widerspruch aus. Nach einer Definition des Hamburger Se-
nats ist  „Wiedergutmachung“ im juristischen Sinne als Versuch zu verstehen, „die durch 
nationalsozialistische Maßnahmen verletzte Rechtsordnung wieder herzustellen“6. 

Zu diesem Zweck wurde 1945 noch unter der Militärregierung die „Beratungsstelle für 
Wiedergutmachungsansprüche“ geschaffen. Zunächst bestand die Hauptaufgabe darin, 
Arbeitsplätze für Verfolgte zu besorgen, nach Möglichkeit entzogenen Besitz zurückzu-
geben, bei der Suche nach Wohn- und Geschäftsräumen zu helfen oder auch finanzielle 
Unterstützung zu leisten. 1946 wurde die Beratungsstelle dem „Amt für Wiedergutma-
chung und Flüchtlingshilfe“ als besondere Abteilung zugeordnet. Von nun an konnten An-
träge auf „Wiedergutmachung“ gestellt werden. Auf Beschluss des Senats ging das Amt 
1949 in die Sozialbehörde über und trug nun die Bezeichnung „Sozialbehörde – Amt für 
Wiedergutmachung“.  

Mit dem „Sonderhilfsrentengesetz“ von 1947 wurde die Grundlage dafür geschaffen, dass 
rassisch, religiös oder politisch Verfolgte Rentenansprüche für Schäden an Körper, Ge-
sundheit oder Leben auf Basis der gesetzlichen Unfallversicherung geltend machen konn-
ten. Das „Haftentschädigungsgesetz“ von 1949 sah vor, Opfer des Nationalsozialismus 
mit 150,- DM pro Haftmonat zu entschädigen (in EUR etwa die Hälfte, wobei die Beträge 
in Bezug zur Kaufkraft gesetzt werden sollten). Das „Hamburger Allgemeine Wiedergut-
machungsgesetz“ vom 8. April 1953 schränkte die Ansprüche ein. Verfolgte konnten nur 
dann Ansprüche stellen, wenn sie am 1. Januar 1947 ihren Wohnsitz in Hamburg besaßen 
oder sich nach diesem Stichtag als Flüchtlinge in Hamburg niedergelassen hatten. Dies 
bedeutete, dass Juden, die in der Emigration lebten, nicht bedacht wurden. Dies traf auf 
eine ganze Anzahl von Geschädigten zu, die nicht mehr in Deutschland leben wollten oder 
konnten. Erstattet wurden Vermögensschäden, u. a. der Ausfall an Einkommen durch die 
Verfolgung. Dabei erfolgte eine zeitliche Begrenzung bis zum 8. Mai 1945. Auch eine 
Ausbildungs- und Existenzbeihilfe war möglich. 

Doch es gab Lücken in der Gesetzgebung. Zwangssterilisierte Opfer wurden beispielswei-
se weder unter den Hamburger Wiedergutmachungsgesetzen noch unter der Bundesge-
setzgebung als entschädigungsberechtigt anerkannt. Auch die Chinesen, deren Wohnvier-
tel in Hamburg von der Gestapo zerschlagen worden war, konnten keine Wiedergutma-
chungsansprüche geltend machen. Sie seien aus kriminellen, nicht aus rassistischen Grün-
den verurteilt worden, lautete die Begründung. Für Angehörige war die Inanspruchnahme 
der Hinterbliebenenrente strittig, weil häufig der Zusammenhang zwischen Verfolgung 
und Todesursache nicht eindeutig bewiesen werden konnte. Abhilfe schaffte der Gesetz-
geber erst 1965. Demnach galt die Annahme eines kausalen Zusammenhangs zwischen 
mindestens einem Jahr KZ-Haft und der Minderung der Erwerbsfähigkeit. 

Um eine Vorstellung von der ungefähren Kaufkraft in der Phase der „Wiedergutmachung“ 
zu gewinnen, ist eine kleine Produktauswahl aus dem „Otto-Katalog“ beigefügt. So lässt 
sich zumindest ansatzweise erahnen, welchen Warenwert die geleisteten „Wiedergutma-

                                                           
6 Senat der Freien und Hansestadt Hamburg, Die Wiedergutmachung – Für die Opfer der nationalsozialistischen 
Verfolgung in Hamburg, Hamburg 1959, S. 11. 
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chungs“-Leistungen für Antragsteller hatten. Repräsentativ ist die Auswahl der Produkte 
nur bedingt, denn Elektrogeräte sind heute wesentlich günstiger. Ein anderer Vergleichs-
wert ist das durchschnittliche Brutto-Jahreseinkommen. Das Statistische Bundesamt hat 
für das Jahr 1960 ein durchschnittliches Jahreseinkommen von umgerechnet 3.144,- EUR 
ermittelt.7 Für 2017 wird ein durchschnittliches Jahreseinkommen von 37.107,- EUR an-
gegeben.8 

 

Arbeitsauftrag: 
1) Fassen Sie den Vorgang, der in der „Wiedergutmachungsakte“ von Julius Carle-

bach zum Ausdruck kommt, zusammen. 

2) Recherchieren Sie, etwa über den Preis-Index des Statistischen Bundesamtes, wie 
groß die Kaufkraft der Summe war, die Julius Carlebach letztendlich bewilligt 
wurde. Fertigen Sie eine Liste mit Gegenständen an, die er sich für diese Summe 
hätte kaufen können. Rechnen Sie die Summe auch in den heutigen Gegenwert in 
Euro um. 

3) Diskutieren Sie kritisch den Begriff „Wiedergutmachung“ unter Berücksichtigung 
Ihrer Ergebnisse aus den Aufgaben 1 und 2. 

  

                                                           
7 Siehe Durchschnittsarbeitslohn in Deutschland, 
http://de.statista.com/statistik/daten/studie/164047/umfrage/jahresarbeitslohn-in-deutschland-seit-1960/; 
31.08.2017. 
8 Siehe Durchschnittsentgelt, https://de.wikipedia.org/wiki/Durchschnittsentgelt; 31.08.2017. 
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Quelle 18 
STAHH 351-11 Amt für Wiedergutmachung, 45565: „Wiedergutmachungsakte“ Julius 
Carlebach 
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